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Beschlussvorlage

Nr. GR/032/2021
Aktenzeichen 048.180 Datum: 21.04.2021
Federfuhrendes Amt Amt fur Informations- und Kommunikationstechnik
Amtsleiter/in Wolfgang Wagner Tel.: 07261 404-107
Gremium Behandlung Datum Status
Gemeinderat Entscheidung 20.05.2021 | offentlich
Beratungsgegenstand:

3. Anderung der Verbandssatzung des Zweckverbandes ,,High-Speed-
Netz Rhein-Neckar,,

Vorschlag / Ergebnis:

Der Gemeinderat stimmt der 3. Anderung der Verbandssatzung des Zweckverbandes
,High-Speed-Netz Rhein-Neckar” zu.

Der Oberburgermeister wird ermachtigt, das Votum fir die Stadt Sinsheim in der Ver-
bandsversammlung entsprechend abzugeben.

Finanzielle Auswirkungen:

Die Betriebskostenumlage bleibt unverandert. Sie wird weiterhin nach dem Einwohner-
mallstab erfolgen.

Sachverhalt:

Die Breitbandversorgung der Burger und Unternehmen durch den Zweckverband High-
Speed-Netz Rhein-Neckar dient der Starkung des Wirtschaftsstandorts Rhein-Neckar-
Kreis. Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 21.10.2014 (Vorlage GR/132/2014)
den Beitritt zum Zweckverband High-Speed-Netz Rhein-Neckar beschlossen und des-
sen Satzung zugestimmt. Alle 54 Kommunen im Kreis sind diesem Zweckverband bei-
getreten. Im Rahmen der ersten Verbandsversammlung am 04.12.2014 wurde die Ver-
bandssatzung beschlossen. Ziel des Zweckverbandes ist eine leistungs-, bedarfsge-
rechte und zukunftsfahige Versorgung mit schnellen Internetanschliissen der Birger und
Unternehmen.

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes High-Speed-Netz Rhein-Neckar ist

gem. § 4 Abs. 3 lit. a) der Verbandssatzung zustandig tiber Anderungen der Verbands-
satzung Beschluss zu fassen.
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Anderungen der Verbandssatzung sind gem. § 21 GKZ mit einer qualifizierten Mehrheit
zu beschliel3en, d.h. es muss die Mehrheit von mindestens zwei Dritteln der satzungs-
gemalen Stimmzahlen der Verbandsmitglieder vorliegen:

Mitglieder/Stimmen derzeit 54 + 1 = 55, somit 2/3 hieraus = 37 Stimmen, unabhangig
von der Anzahl der Anwesenden in der Sitzung.

Die 1. Anderung der Verbandssatzung wurde in der Verbandsversammiung vom
14.12.2017 beschlossen, hierauf folgte die 2. Anderung der Verbandssatzung am
07.12.2020.

Die weitergehende Regelung der Mdglichkeit der Durchfihrung von Sitzungen ohne
personliche Anwesenheit der Mitglieder im Sitzungsraum erfordert eine weitere, nun 3.
Anderung der Verbandssatzung.

Die Corona-Pandemie und die behdrdlichen Mallnahmen zu deren Eindammung haben
auch Auswirkungen im Bereich des Kommunalverfassungsrechts (z.B. GemO, GKZ)
insbesondere, soweit es dabei zu personlichen Kontakten kommen kann, wie dies bei
Gremiensitzungen (z.B. Verbandsversammlungen, Ausschusssitzungen, Kreistagssit-
zungen und Gemeinderatssitzungen) der Fall ist.

Die Kommunalgesetze enthalten keine Ermachtigung fir das Innenministerium oder die
Rechtsaufsichtsbehdrden, Ausnahmen von zwingenden Vorschriften zuzulassen oder
Entscheidungen anstelle der zustandigen kommunalen Organe zu treffen.

Die betreffenden Entscheidungen mussen jedoch von den jeweils zustandigen kommu-
nalen Organen (Gemeinderat, Kreistag, Verbandsversammlung) in eigener Verantwor-
tung getroffen werden.

Durch die Auswirkungen der Corona-Pandemie sollten Prasenzsitzungen der kommuna-
len Gremien auf das unbedingt Notwendige beschrankt werden. In Prasenzsitzungen
sollten nur Themen behandelt werden, die nicht aufgeschoben oder anderweitig (z.B. in
Form einer Videokonferenz, im schriftichen oder elektronischen Verfahren) erledigt
werden konnen. Zu beachten sind dabei die Vorschriften Uber die Teilnahme an Sitzun-
gen, Beschlussfahigkeit sowie der Offentlichkeitsgrundsatz. Der Grundsatz der Offent-
lichkeit gehort zu den wesentlichen Grundsatzen der kommunalen Selbstverwaltung und
ist entscheidend fur die Wirksamkeit von Beschlussfassungen.

Am 13.05.2020 wurde die Gemeindeordnung (GemO) vor dem Hintergrund der Covid-
19-Pandemie durch die Aufnahme des § 37a erganzt, hierin ist die Durchfihrung von
Sitzungen ohne personliche Anwesenheit der Mitglieder im Sitzungsraum geregelt. Die
Sitzung in Form einer Videokonferenz muss nach dem Wortlaut von § 37a Absatz 1 Satz
1 GemO notwendig sein. Dieses Kriterium soll den Ausnahmecharakter der Vorschrift
verdeutlichen. Der Verbandsvorsitzende entscheidet nach den Umstanden des Einzel-
falls, in welcher Form der Sitzung die anstehenden Tagesordnungspunkte behandelt
werden.

Eine Regelung in der jeweiligen Satzung des jeweiligen Gremiums war bis 31.12.2020
nicht erforderlich, sondern wurde pandemiebedingt im Wege einer Ubergangsregelung
bereits per Gesetz ermdglicht.

Mit Auslaufen dieser Ubergangsregelung ist jedoch seit dem Jahr 2021 die Verbands-

satzungsregelung verbindlich, damit kinftig Gremien auch in Form von Videositzungen
tagen kdnnen.
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Die Verbandssatzung (Neu § 5 Abs. 1 a) ist somit wie folgt zu erganzen:
§ 5 -Geschaftsgang-

(1a) Durchfiihrung von Sitzungen ohne personliche Anwesenheit
der Mitglieder im Sitzungsraum

(1) Notwendige Sitzungen der Verbandsversammlung konnen unter Beachtung
der Voraussetzungen des § 37a GemO ohne personliche Anwesenheit der Mitglie-
der im Sitzungsraum durchgefiihrt werden. Die Entscheidung uber die Notwen-
digkeit der Sitzung sowie das Vorliegen der weiteren Voraussetzungen gem. § 37a
GemO obliegt dem Vorsitzenden.

(2) Abs. 1 gilt fur die Sitzungen des beschlieBenden Ausschusses entsprechend.
Hierbei sind folgende weitergehende Hinweise zu betrachten:

1. Die Durchfiihrung der kommunalen Gremiensitzungen erfolgt in der Regel im
Rahmen einer Prasenzsitzung. Die durch § 37a GemO i.V.m. der oben vorgeschla-
genen Satzungsanderung eroffnete Moglichkeit einer Videositzung stellt insoweit
eine Abkehr vom Regelfall dar.

2. Aus Ziffer 1 folgend ist eine Beschlussfassung im Rahmen einer Videositzung
grundsatzlich nur bei Gegenstanden einfacher Art moglich. Abweichend hiervon
konnen Sitzungen auch zu weiteren Themen als Videositzung stattfinden, sofern
eine Prasenzsitzung aus schwerwiegenden Griinden nicht durchgefiihrt werden
kann. Aus dem insoweit zu beachtenden Anlasskatalog des § 37a Abs.1 GemO ist
vor dem Hintergrund der Covid-19-Pandemie insbesondere der Seuchenschutz
hervorzuheben.

3. Sofern eine offentliche Sitzung als Videositzung durchgefiihrt wird, ist auch
hierbei der Offentlichkeitsgrundsatz durch eine Ubertragung von Bild und Ton in
einen offentlich zuganglichen Raum zu gewabhrleisten.

4. Eine Sitzung ohne Bildiibertragung (z.B. eine reine Telefonkonferenz) ist nicht
zulassig.

5. Von den Gemeinden, Landkreisen und Zweckverbanden sind somit in eigener
Verantwortung geeignete technische Vorkehrungen zu treffen, um eine ordnungs-
gemale Sitzung zu gewabhrleisten.

6. Wahlen im Sinne von § 37 Abs. 5 GemO diurfen in einer solchen Sitzung nicht
durchgefiihrt werden, da diese grundsatzlich geheim vorgenommen werden und
dies bei Durchfuhrung einer Sitzung per Videokonferenz oder auf vergleichbare
Weise nicht gewahrleistet werden kann.
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Die Formulierung des erganzten § 5 Abs. 1 a der Verbandssatzung entspricht den Emp-
fehlungen des Landkreistages in Abstimmung mit dem Innenministerium.

Jorg Albrecht Ulrich Landwehr Wolfgang Wagner
Oberburgermeister Dezernatsleitung Amtsleiter
Anlage:

Satzungsentwurf zur Anderung der Verbandssatzung des Zweckverbandes High-Speed-
Netz Rhein- Neckar

Seite 4 von 4



	zuständig
	Datum
	ostatus
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt

